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Menschenrechtsschutz
EuGH-Generalanwalt schlägt Beweislastumkehr in 
Pushback-Fällen vor: Im Verfahren über eine Schadenser-
satzklage gegen die EU-Grenzschutzagentur Frontex (Rs. C-
136/24 P) wegen eines rechtswidrigen Pushbacks im April 
2020 hat der Generalanwalt beim Europäischen Gerichtshof 
in seinen Schlussanträgen vom 10. April 2025 vorgeschla-
gen, mit dem Instrument der Beweislastumkehr zu arbeiten. 
Wenn eine eindeutige oder strukturelle Asymmetrie hinsicht-
lich des Zugangs zu Beweismitteln bestehe, dann müsse es 
ausreichen, wenn der Kläger lediglich einen Anscheinsbe-
weis erbringe, dass er Opfer eines Pushbacks geworden sei. 
Eine Nichtumkehr der Beweislast würde dem Kläger nämlich 
seine durch das Unionsrecht geschützten Rechte nehmen, 
insbesondere das in der Charta der Grundrechte der Europä-
ischen Union verankerte Recht auf einen wirksamen Rechts-
behelf und ein unparteiisches Gericht. Fraglich sei nur, ob 
diese Grundsätze nicht nur bei Klagen gegen EU-Mitglieds-
taaten, sondern auch bei Klagen gegen die EU-Grenzschutz-
agentur Frontex anzuwenden seien, weil Frontex nur be-
grenzte Befugnisse habe. Der Gerichtshof hat zu den 
Schlussanträgen auch eine Pressemitteilung veröffentlicht.

Menschenrechtsgerichtshof erlässt vorläufige Maßnah-
me gegen Polen: Der Europäische Gerichtshof für Men-
schenrechte hat einem Bericht im Internet zufolge Polen am 
10. April 2025 mit einer vorläufigen Maßnahme gemäß 
Art. 39 seiner Verfahrensordnung dazu verpflichtet, einen an 
der polnisch-belarussischen Grenze gestrandeten Schutz-
suchenden nach Polen einreisen zu lassen. Polen hatte die 
Entgegennahme von Schutzgesuchen an der polnisch-bela-
russischen Grenze Ende März 2025 mit der Begründung 
ausgesetzt, dass Schutzsuchende instrumentalisiert würden 
und dass dies eine ernsthafte und tatsächliche Bedrohung 
für die Sicherheit des Staates oder der Gesellschaft darstelle 
(siehe hier und hier).

Materielles Flüchtlingsrecht
Georgien sicherer Herkunftsstaat und ohne Gruppenver-
folgung von LSBTIQ*-Personen: Anders als unlängst das 
Verwaltungsgericht Berlin (siehe HRRF-Newsletter Nr. 189) 
geht das Verwaltungsgericht Düsseldorf in seinem Be-
schluss vom 15. April 2025 (Az. 30 L 905/25.A) davon aus, 
dass einer weiteren Einstufung von Georgien als sicherer 
Herkunftsstaat keine verfassungsrechtlichen oder europa-
rechtlichen Bedenken entgegenstehen. Die Einstufung sei, 
anders als in dem vom Europäischen Gerichtshof im Oktober 
2024 entschiedenen Fall (siehe HRRF-Newsletter Nr. 166), 
gerade für das gesamte Staatsgebiet Georgiens einschließ-
lich der sogenannten abtrünnigen Gebiete Abchasien und 
Südossetien erfolgt. Eine im konkreten Verfahren vorgetra-
gene Gruppenverfolgung wegen Homosexualität sei nicht 
anzunehmen, unter anderem, weil Georgien trotz des Erlas-
ses des international beanstandeten Gesetzes zum „Schutz 
von Familienwerten und Minderjährigen“ im vergangenen 
Jahr noch über eine gute und umfassende Gesetzgebung 
zum Schutz von LSBTIQ*-Personen verfüge, ferner über ver-

fassungsrechtlich garantierte Menschenrechtsinstitutionen, 
die Diskriminierungen aufgriffen und Missstände öffentlich 
ansprächen. Das Verwaltungsgericht hat zu seiner Entschei-
dung eine Pressemitteilung veröffentlicht, Kritik an der Ent-
scheidung gibt es auch, und etwa das Verwaltungsgericht 
Meiningen sieht die Situation von LSBTIQ*-Personen in Ge-
orgien in seinem Beschluss vom 21. November 2024 (Az. 2 
E 1015/24 Me) ohnehin grundsätzlich anders, nämlich viel 
kritischer.

Keine Gruppenverfolgung von Yeziden im Irak: Angehöri-
gen der yezidischen Glaubensgemeinschaft droht in der Pro-
vinz Ninive im Irak aktuell weder durch den Islamischen 
Staat noch durch sonstige nichtstaatliche Dritte mit beacht-
licher Wahrscheinlichkeit eine an ihre Religionszugehörigkeit 
anknüpfende Verfolgung als Gruppe, sagt das Oberverwal-
tungsgericht Magdeburg in seinem Beschluss vom 13. März 
2025 (Az. 2 L 2/25.Z). Dieser Personengruppe drohe im Fall 
ihrer Rückkehr auch kein ernsthafter Schaden in Form einer 
unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung oder in 
Gestalt einer ernsthaften individuellen Bedrohung des Le-
bens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im 
Rahmen eines innerstaatlichen bewaffneten Konflikts; außer-
dem begründeten die Lebensbedingungen und humanitären 
Verhältnisse in der Provinz Ninive nicht für jeden dorthin zu-
rückkehrenden Yeziden mit der erforderlichen beachtlichen 
Wahrscheinlichkeit ein ernsthaftes Risiko eines Verstoßes 
gegen Art. 3 EMRK.

Dublin-Verfahren
Keine menschenrechtswidrige Aufnahmesituation von 
anerkannten Flüchtlingen in Griechenland: Das Bundes-
verwaltungsgericht informiert in einer Pressemitteilung vom 
16. April 2025 über seine zwei noch nicht im Volltext vorlie-
genden Urteile vom selben Tag (Az. 1 C 18.24 und 1 C 
19.24), in denen es im Wege der Tatsachenrevision entschie-
den hat, dass nicht-vulnerablen anerkannten Flüchtlingen in 
Griechenland keine unmenschliche oder erniedrigende Auf-
nahmesituation droht. Es sei nicht mit beachtlicher Wahr-
scheinlichkeit zu erwarten, dass nach Griechenland zurück-
kehrende arbeitsfähige, gesunde und alleinstehende junge 
männliche Schutzberechtigte dort in eine extreme materielle 
Notlage geraten würden, die es ihnen nicht erlaube, ihre ele-
mentarsten Grundbedürfnisse hinsichtlich Unterkunft, Er-
nährung und Hygiene zu befriedigen. Schutzberechtigte 
könnten zumindest in temporären Unterkünften oder Not-
schlafstellen mit grundlegenden sanitären Einrichtungen un-
terkommen, die unter anderem auf kommunaler Ebene und 
durch nichtstaatliche Hilfsorganisationen betrieben würden. 
Ihre weiteren Grundbedürfnisse einschließlich Ernährung 
könnten sie durch eigenes Erwerbseinkommen decken, an-
fänglich jedenfalls in der sogenannten Schattenwirtschaft, 
zu dem gegebenenfalls Unterstützungsleistungen der ge-
nannten Stellen hinzutreten würden. Eine medizinische Not-
fall- und Erstversorgung sei ebenfalls gewährleistet.

Diese beiden Urteile stehen in einem gewissen Kontrast zu 
aktuellen Berichten über die Situation von Schutzberechtig-

https://hrrf.de
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=285307&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=2484065
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=285307&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=2484065
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=285307&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=2484065
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=297820&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=2484065
https://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2025-04/cp250048de.pdf
https://www.linkedin.com/posts/ma%C5%82gorzata-ja%C5%BAwi%C5%84ska-327723b9_we-got-it-the-european-court-of-human-rights-activity-7316013121406480385-k_-e?utm_source=share&utm_medium=member_desktop&rcm=ACoAAAwwKy4BgCAEYe2HsM4Niks4fBWmvJIGDuk
https://dziennikustaw.gov.pl/DU/2025/389
https://dziennikustaw.gov.pl/DU/2025/390
https://hrrf.de/i189.html
https://nrwe.justiz.nrw.de/ovgs/vg_duesseldorf/j2025/30_L_905_25_A_Beschluss_20250415.html
https://nrwe.justiz.nrw.de/ovgs/vg_duesseldorf/j2025/30_L_905_25_A_Beschluss_20250415.html
https://hrrf.de/i166.html
https://www.justiz.nrw.de/presse/2025-04-15-0
https://www.queer.de/detail.php?article_id=53262
https://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/32941.pdf
https://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/32941.pdf
https://www.landesrecht.sachsen-anhalt.de/bsst/document/NJRE001604706
https://www.landesrecht.sachsen-anhalt.de/bsst/document/NJRE001604706
https://www.bverwg.de/de/pm/2025/30
https://www.bverwg.de/de/pm/2025/30
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ten in Griechenland, etwa von Pro Asyl. Ganz überraschend 
kommen die Entscheidungen nicht; bereits in seinen Ent-
scheidungen über Tatsachenrevisionen zur Situation von an-
erkannten Flüchtlingen in Italien Ende 2024 (etwa Urteil vom 
21. November 2024, Az. 1 C 23.23) hatte das Bundesverwal-
tungsgericht ausgeführt, dass es um Mindestanforderungen 
gehe, die lediglich am Erfordernis der Wahrung der Men-
schenwürde orientiert seien und die nicht bereits durch gro-
ße Armut, eine starke Verschlechterung der Lebensverhält-
nisse oder Schwarzarbeit unterschritten würden.

Bundesverfassungsgericht rügt unsubstantiierte Dublin-
Verfassungsbeschwerde: In einem Beschluss vom 1. April 
2025 (Az. 2 BvR 1425/24) hat das Bundesverfassungsgericht 
eine Verfassungsbeschwerde nicht zur Entscheidung ange-
nommen, in der sich ein in Griechenland anerkannter Flücht-
ling gegen eine verwaltungsgerichtliche Eilentscheidung ge-
wandt hatte, die die Ablehnung seines in Deutschland 
gestellten Asylantrags als unzulässig und die Androhung sei-
ner Abschiebung nach Griechenland für rechtmäßig hielt und 
Eilrechtsschutz nicht gewährte. Der Beschwerdeführer habe, 
so das Bundesverfassungsgericht, bereits zwei Erkenntnis-
mittel nicht vorgelegt und auch sonst einen möglichen 
Grundrechtsverstoß durch die verwaltungsgerichtliche Ent-
scheidung nicht substantiiert vorgetragen. Um dabei einigen 
Missverständnissen vorzubeugen, die in Medienberichten 
(etwa hier) suggeriert werden: Das Bundesverfassungsge-
richt hat nicht entschieden, dass Schwarzarbeit in Griechen-
land eine zumutbare Erwerbssicherung ist, und auch nicht, 
dass drohende Obdachlosigkeit verfassungs- oder men-
schenrechtlich unbedenklich wäre, sondern nur, dass die 
Verfassungsbeschwerde zu beiden Fragen nicht ausrei-
chend vorgetragen hat.

So kleinteilig die Kritik des Bundesverfassungsgerichts an 
der Verfassungsbeschwerde auch wirkt, so hilfreich ist sie 
möglicherweise, um daraus zwei (nicht wirklich neue) Lehren 
für die Formulierung von Verfassungsbeschwerden zu zie-
hen: (1) Es müssen alle relevanten Dokumente vorgelegt 
oder inhaltlich wiedergegeben werden, deren Kenntnis für 
die Einschätzung erforderlich ist, ob die Verfassungsbe-
schwerde Erfolg haben kann. Das gilt auch für öffentlich zu-
gängliche Quellen, und das gilt insbesondere für Erkenntnis-
mittel, die in der angegriffenen verwaltungsgerichtlichen 
Entscheidung herangezogen wurden. In dem Verfahren hatte 
der Beschwerdeführer u.a. einen (öffentlich zugänglichen) 
UNHCR-Bericht nicht vorgelegt, was das Bundesverfas-
sungsgericht rügte. (2) Es muss präzise und stringent argu-
mentiert werden, dass, und warum, die angegriffene verwal-
tungsgerichtliche Entscheidung unions- oder 
verfassungswidrig ist. So hatte der Beschwerdeführer etwa 
argumentiert, dass Begriff und Zumutbarkeit von Schwarzar-
beit in der Fachgerichtsbarkeit ungeklärt seien, woraus er 
offene Erfolgsaussichten seiner Klage ableitete und eine Ver-
letzung des Gebot effektiven Rechtsschutzes geltend mach-
te. Das Bundesverfassungsgericht verwies dazu nur knapp 
auf bestehende Rechtsprechung des Bundesverwaltungs-
gerichts, die der Beschwerdeführer nicht angegriffen habe 
und deren Unions- oder Verfassungswidrigkeit darum nicht 
vorgetragen worden sei. Das Gericht informiert in einer Pres-
semitteilung über seine Entscheidung.

Türkei für Griechenland kein sicherer Drittstaat mehr: In 
einem Urteil vom 21. März 2025 hat der griechische Staats-
rat, das oberste Verwaltungs- und Verfassungsgericht des 
Landes, die griechische Einstufung der Türkei als sicheren 
Drittstaat für Schutzsuchende aus Syrien, Afghanistan, So-
malia, Pakistan und Bangladesch aufgehoben. Bei der Ein-
stufung der Türkei sei gar nicht geprüft worden, ob die Türkei 
die für eine solche Einstufung erforderlichen Kriterien tat-
sächlich erfülle, außerdem verweigere die Türkei seit März 
2020 die Rücknahme von Schutzsuchenden. Nach der Ent-
scheidung dürfen Asylanträge von Schutzsuchenden aus 
den fünf Ländern, die über die Türkei nach Griechenland ein-
gereist sind, nicht mehr als unzulässig abgelehnt werden, 
sondern müssen inhaltlich geprüft werden. Über die Ent-
scheidung berichten etwa auch Pro Asyl (hier und hier) und 
die griechische NGO RSA Refugee Support Aegean.

Ungeklärte Reichweite einer ausländischen Flüchtlings-
anerkennung: Der Verwaltungsgerichtshof München hält in 
seinem Beschluss vom 17. März 2025 (Az. 5 ZB 24.30431)
die Frage für ungeklärt und grundsätzlich bedeutsam, ob 
eine Flüchtlingsanerkennung durch einen anderen EU-Mit-
gliedstaat auch dann ein Abschiebungsverbot für den Her-
kunftsstaat des Flüchtlings nach § 60 Abs. 1 S. 2 AufenthG 
begründet, wenn eine Unzulässigkeitsentscheidung nach 
§ 29 Abs. 1 Nr. 2 AsylG ausgeschlossen ist und daher eine 
volle Sachprüfung erfolgt, und will diese Frage in einem Be-
rufungsverfahren klären. Sofern das Bundesamt für Migrati-
on und Flüchtlinge aus europarechtlichen Gründen für eine 
teleologische Reduktion der Norm plädiere, sei für das Ge-
richt jedenfalls bislang nicht ohne weiteres ersichtlich, inwie-
fern eine nationale Verpflichtung zur wegen § 60 Abs. 10 S. 2 
AufenthG erforderlichen sogenannten „negativen Staaten-
bezeichnung“ gegen europarechtliche Garantien verstoßen 
solle. Umgekehrt stelle sich nach dem Urteil des Europäi-
schen Gerichtshofs vom 18. Juni 2024 (Rs. C-352/22) die 
Frage, ob die vom Verwaltungsgericht und weiterer erstin-
stanzlicher Rechtsprechung vor allem mit Erwägungen des 
nationalen Gesetzgebers begründete teleologische Redukti-
on des § 60 Abs. 1 Satz 2 AufenthG nicht europarechtlich 
unzulässig sei.

Keine systemischen Schwachstellen in Griechenland:
Das Oberverwaltungsgericht Greifswald meint in seinem Ur-
teil vom 17. März 2025 (Az. 4 LB 474/23 OVG), dass die De-
fizite im griechischen Aufnahmesystem nicht für alle aner-
kannten Schutzberechtigten die besonders hohe Schwelle 
der Erheblichkeit erreichen, die eine menschenrechtswidrige 
Behandlung im Sinne von Art. 4 GRC durch eine systemi-
sche Schwachstelle begründet. Sofern das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge den Asylantrag eines zuvor in 
Griechenland anerkannten Flüchtlings nicht als unzulässig 
abgelehnt, sondern in der Sache geprüft und dann abge-
lehnt habe, sei das falsch und sei der Bundesamtsbescheid 
schon deswegen aufzuheben, weil in ihm die Abschiebung 
in den Herkunftsstaat statt nach Griechenland angedroht 
werde. Das Oberverwaltungsgericht hat die Tatsachenrevisi-
on zugelassen, weil es in der Beurteilung der allgemeinen 
abschiebungsrelevanten Lage in Griechenland von deren 
Beurteilung durch mehrere andere Oberverwaltungsgerichte 
abweicht.

https://hrrf.de
https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/20250407_PRO-ASYL-RSA_Stellungnahme-zur-Situation-Schutzberechtigter-in-Griechenland.pdf
https://www.bverwg.de/211124U1C23.23.0
https://www.bverwg.de/211124U1C23.23.0
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2025/04/rk20250401_2bvr142524.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2025/04/rk20250401_2bvr142524.html
https://rsw.beck.de/aktuell/daily/meldung/detail/bverfg-2BvR142524-asylantrag-schwarzarbeit-zumutbar-erwerbssicherung-griechenland
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2025/bvg25-035.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2025/bvg25-035.html
https://www.adjustice.gr/webcenter/portal/ste/pageste/epikairotita/anakoinwseis-proedrou?contentID=SNEWS-TEMPLATE1742568296785
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/bahnbrechendes-urteil-aus-griechenland-ende-des-eu-tuerkei-deals/
https://www.proasyl.de/news/gerechtigkeit-hat-das-letzte-wort/
https://rsaegean.org/en/council-of-state-annuls-the-designation-of-turkey-as-a-safe-third-country/
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2025-N-5913
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=287223&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=6619307
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=287223&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=6619307
https://www.landesrecht-mv.de/bsmv/document/NJRE001604565
https://www.landesrecht-mv.de/bsmv/document/NJRE001604565
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Asylverfahrensrecht
Sicherer Herkunftsstaat - ja, aber: Der Generalanwalt am 
Europäischen Gerichtshof argumentiert in seinen Schlussan-
trägen vom 10. April 2025 (Rs. C-758/24 u. C-759/24), dass 
die Bestimmung eines Herkunftsstaats als sicherer Her-
kunftsstaat in einem EU-Mitgliedstaat durch eine Dokumen-
tation der der Bestimmung zugrundeliegenden Informations-
quellen begleitet werden muss, die es nationalen Gerichten 
ermöglicht, die Rechtmäßigkeit der Bestimmung nachzuprü-
fen. Sofern der nationale Gesetzgeber diese Informations-
quellen nicht offenlege, könnten nationale Gerichte die 
Rechtmäßigkeit einer solchen Bestimmung auf der Grundla-
ge von Informationsquellen prüfen, die sie in Übereinstim-
mung mit der EU-Asylverfahrensrichtlinie selbst zusammen-
getragen hätten. Außerdem solle es möglich sein, so der 
Generalanwalt, einen Herkunftsstaat nur für bestimmte Per-
sonengruppen als sicher zu bestimmen, sofern nur die recht-
liche und politische Situation des Herkunftsstaats grund-
sätzlich durch ein demokratisches Regime charakterisiert 
sei. Der Europäische Gerichtshof hat zu den Schlussanträ-
gen auch eine Pressemitteilung veröffentlicht; in dem Verfah-
ren geht es um die Bestimmung von Bangladesch als siche-
ren Herkunftsstaat durch den italienischen Gesetzgeber.

Nationale Gerichte müssen ärztliche Untersuchung an-
ordnen können: Ein erstinstanzliches nationales Gericht, 
das über einen Rechtsbehelf gegen die Ablehnung eines 
Asylantrags entscheiden soll, muss über die Befugnis verfü-
gen, eine ärztliche Untersuchung des Antragstellers anzu-
ordnen, wenn es die Inanspruchnahme dieser Untersuchung 
für die Beurteilung des Antrags für erforderlich oder sach-
dienlich erachtet, sagt der Europäische Gerichtshof in sei-
nem Urteil vom 3. April 2025 (Rs. C-283/24). Eine solche Be-
fugnis ergebe sich aus Art. 46 Abs. 3 der EU-Asylver-
fahrensrichtlinie, die eine umfassende Ex-nunc-Prüfung 
durch das nationale Gericht vorsehe und die sich auch auf 
Tatsachen erstrecke. Nach dem Grundsatz der Verfahrens-
autonomie sei es zwar Sache der innerstaatlichen Rechts-
ordnung jedes Mitgliedstaats, die Verfahrensmodalitäten für 
eine solche Prüfung zu regeln, jedoch unter der Vorausset-
zung, dass diese Modalitäten die Ausübung des aus Art. 46 
der EU-Asylverfahrensrichtlinie folgenden Rechts des An-
tragstellers auf einen wirksamen Rechtsbehelf nicht prak-
tisch unmöglich machten oder übermäßig erschwerten. Soll-
te sich eine unionsrechtskonforme Auslegung des 
nationalen Rechts als unmöglich erweisen, seien Unionsnor-
men wie Art. 46 Abs. 3 der EU-Asylverfahrensrichtlinie un-
mittelbar anzuwenden.

Keine isolierte Entscheidung über subsidiären Schutz für 
Gaza-Flüchtling: Selbst wenn Flüchtlinge aus dem Gazast-
reifen die Voraussetzungen für die Gewährung subsidiären 
Schutzes wegen des Vorliegens eines bewaffneten Konflikts 
offensichtlich erfüllen, muss das Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge nicht darüber entscheiden, solange die in 
§ 24 Abs. 5 AsylG geregelte Höchstfrist noch nicht erreicht 
ist, meint das Verwaltungsgericht Göttingen in seinem Be-
schluss vom 1. April 2024 (Az. 3 A 38/25). Ein Asylantrag be-
inhalte nämlich auch einen Antrag auf Zuerkennung der 
Flüchtlingseigenschaft, der von einer Beurteilung von indivi-

duellen tatsächlichen Umständen abhänge, die aber derzeit 
— anders als die offensichtlich vorliegenden Voraussetzun-
gen subsidiären Schutzes — unaufklärbar seien.

Aufenthaltsrecht
Neues vom abgeleiteten Aufenthaltsrecht: Ein Drittstaats-
angehöriger, der Elternteil eines Unionsbürgers ist, hat im 
Aufnahmemitgliedstaat ein abgeleitetes Recht auf Aufenthalt 
für mehr als drei Monate, sofern er nachweist, dass ihm so-
wohl in seinem Herkunftsland zu dem Zeitpunkt, als er die-
ses verlassen hat, als auch zu dem Zeitpunkt der Beantra-
gung der Aufenthaltskarte von diesem Unionsbürger 
Unterhalt gewährt wird, wenn zwischen diesen beiden Zeit-
punkten mehrere Jahre vergangen sind, sagt der Europäi-
sche Gerichtshof in seinem Urteil vom 10. April 2025 (Rs. C-
607/21), zu dem er auch eine Pressemitteilung veröffentlich 
hat. Das abgeleitete Aufenthaltsrecht dürfe dem Drittstaats-
angehörigen, der diese Voraussetzung erfülle, weder mit der 
Begründung versagt werden, dass er sich zum Zeitpunkt der 
Beantragung der Aufenthaltskarte nach den nationalen 
Rechtsvorschriften des Aufnahmemitgliedstaats dort illegal 
aufhalte, noch mit der Begründung, dass in der Vergangen-
heit ausgestellte Dokumente zum Nachweis der Unterhalts-
gewährung veraltet seien.

Keine ungeschriebenen gefahrenabwehrrechtlichen 
Ausnahmen vom Chancen-Aufenthalt: Gefahrenabwehr-
rechtliche Gesichtspunkte rechtfertigen bei der Prüfung der 
Erteilung eines Chancen-Aufenthaltsrechts nicht die Annah-
me eines Ausnahmefalles, weil der Gesetzgeber im Hinblick 
auf strafbares oder auch nur sicherheitsgefährdendes Ver-
halten ein differenziertes und insofern abschließendes Rege-
lungskonzept normiert hat, das einen Rückgriff auf sonstige 
integrationsbezogene Regel-/Ausnahmeverhältnisse grund-
sätzlich ausschließt, meint der Verwaltungsgerichtshof Mün-
chen in seinem Urteil vom 31. März 2025 (Az. 10 B 24.1124).

Mit der in § 104c Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AufenthG enthaltenen 
Wertung, dass strafrechtliche Verurteilungen unterhalb einer 
differenzierenden Bagatellschwelle nicht der Erteilung der 
Aufenthaltserlaubnis nach § 104c AufenthG entgegenstün-
den und mit der nach dem Willen des Gesetzgebers damit 
einhergehenden Modifikation der allgemeinen Grundsätze 
über das Erteilungshindernis eines bestehenden Auswei-
sungsinteresses zugunsten des Ausländers habe der Ge-
setzgeber ein Regelungskonzept geschaffen, das nicht da-
durch unterlaufen werden dürfe, dass sicherheitsrechtliche 
Belange zur Begründung eines Ausnahmefalles im Sinne von 
§ 104c Abs. 1 AufenthG herangezogen würden. Auch beste-
he deshalb kein Raum für die Annahme eines Ausnahmefalls 
bei „verstörendem“ oder „eklatant rechtswidrigem“ Verhal-
ten, das weder strafbar sei, noch ein aktuelles Ausweisungs-
interesse begründe.

Doch keine Fristhemmung beim Kindernachzug? Es 
kommt selten vor, dass ein Verwaltungsgericht ausdrücklich 
von aktueller Rechtsprechung des Bundesverwaltungsge-
richts abweicht, weil es sie für falsch hält, aber es kommt 
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vor, und so hält das Verwaltungsgericht Berlin in seinem Ur-
teil vom 26. März 2025 (Az. 18 K 155/24 V) offenbar nichts 
vom Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 29. August 
2024 (Az. 1 C 9.23), in dem unter Bezugnahme auf die Recht-
sprechung des Europäischen Gerichtshofs davon ausgegan-
gen worden war, dass die Frist für die Visumantragstellung 
beim Kindernachzug zu einem als Flüchtling anerkannten El-
ternteil nicht zu laufen beginne, bevor das nachzugswillige 
Kind volljährig geworden sei. Das, so das Verwaltungsge-
richt, sei falsch gewesen, weil sich die Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofs zur „Fristhemmung“ auf eine an-
dere Konstellation bezogen hätte, nämlich den Elternnach-
zug zu einem als Flüchtling anerkannten Kind, und nicht auf 
den Kindernachzug zu einem als Flüchtling anerkannten El-
ternteil. Eine Übertragung der EuGH-Rechtsprechung auf 
diese Konstellation sei jedenfalls im entschiedenen Verfah-
ren nicht geboten, weil die Klägerin, nachdem ihrem Vater 
die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt worden sei, bis zum 
Eintritt ihrer Volljährigkeit über eineinhalb Jahre lang Zeit ge-
habt hätte, einen Visumantrag zu stellen. Einer pauschalen 
Frist von drei weiteren Monaten für die Visumantragstellung 
nach Eintritt der Volljährigkeit bedürfe es in der Konstellation 
des Kindernachzuges zum anerkannten Flüchtling darum 
nicht. Immerhin hat das Verwaltungsgericht sowohl die Beru-
fung als auch die Sprungrevision zugelassen.

Feststellungsklage gegen Binnengrenzkontrolle in zwei-
ter Instanz erfolgreich: Der Verwaltungsgerichtshof Mün-
chen hat den Volltext seines Urteils vom 17. März 2025 (Az. 
10 BV 24.700) veröffentlicht, in dem er entschieden hat, dass 
die Personenkontrolle eines österreichischen Staatsbürgers 
an der deutsch-österreichischen Grenze im Juni 2022 
rechtswidrig war. Der Verwaltungsgerichtshof hat zu diesem 
Urteil auch eine Pressemitteilung veröffentlicht, der HRRF-
Newsletter hatte bereits in Ausgabe Nr. 188 berichtet, eine 
Urteilsbesprechung findet sich im Verfassungsblog.

Überleitung des Chancenaufenthaltsrechts und behörd-
liche Hinweispflicht: Kommt die Ausländerbehörde bei der 
Erteilung des Chancenaufenthaltsrechts ihren Hinweispflich-
ten nach § 104c Abs. 4 AufenthG nicht oder unvollständig 
nach und ist dieser Verstoß für die Nichterlangung des An-
schlusstitels ursächlich, so kommt die Erteilung einer Ermes-
sensduldung nach § 60a Abs. 2 Satz 3 AufenthG für eine 
Dauer von bis zu 18 Monaten in Betracht, sagt der Verwal-
tungsgerichtshof München in seinem Beschluss vom 6. März 
2025 (Az. 19 CE 24.1915). Ausländer seien spätestens bei 
der Erteilung des Chancenaufenthaltsrechts auf die Voraus-
setzungen für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 
25b AufenthG und ggf. § 25a AufenthG hinzuweisen. In dem 
von der beklagten Ausländerbehörde verwendeten Hinweis-
blatt würden jedoch die Voraussetzungen für die Erteilung 
des Anschlusstitels in der Aufzählungspunktliste bereits 
nach eigenem Verständnis nicht vollständig aufgezählt und 
fehlten Hinweise zu § 25b Abs. 1 Nr. 1 (Mindestaufenthalts-
zeit), Nr. 2 (Grundkenntnisse der Rechts- und Gesellschafts-
ordnung), Nr. 4 (Hinreichende Deutschkenntnisse) und Nr. 5 
(Nachweis des Schulbesuchs) AufenthG. Außerdem mange-
le es dem Hinweisblatt an der von § 104c Abs. 4 Satz 2 Auf-
enthG vorausgesetzten Bezeichnung konkreter Handlungs-
pflichten. Ein probates Mittel, um die Pflichtverletzung der 

Behörde nicht zum Nachteil des Ausländers folgenlos zu las-
sen, sei die Erteilung einer Ermessensduldung nach § 60a 
Abs. 2 Satz 3 AufenthG.

Chancen-Aufenthalt auch für Minderjährige: Das Bundes-
verwaltungsgericht hat den Volltext seines Urteils vom 27. 
Februar 2025 (Az. 1 C 13.23) veröffentlicht, über das es bis-
lang nur in einer Pressemitteilung berichtet hatte und in dem 
es entschieden hat, dass eine Chancen-Aufenthaltserlaubnis 
nach § 104c Abs. 1 AufenthG auch Minderjährigen erteilt 
werden kann, die zudem vom Erfordernis eines Bekenntnis-
ses zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung befreit 
sind, wenn sie das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet ha-
ben. Siehe zu diesem Urteil bereits HRRF-Newsletter Nr. 
185.

Aufnahmebedingungen
AsylbLG-Vorlagebeschluss erklärt: Im Herbst des vergan-
genen Jahres ging das Bundessozialgericht davon aus, dass 
die in § 3a Abs. 1 Nr. 2 Buchst. b sowie § 3a Abs. 2 Nr. 2 
Buchst. b AsylbLG geregelten gekürzten Grundleistungen in 
Aufnahmeeinrichtungen oder Gemeinschaftsunterkünften 
(Stichwort „gemeinsames Wirtschaften“) verfassungswidrig 
sind (siehe HRRF-Newsletter Nr. 183), und hatte dem Bun-
desverfassungsgericht ein bei ihm anhängiges Verfahren 
vorgelegt. Jetzt hat der Fachbereich Arbeit und Soziales der 
Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen Bundestags die 
rechtlichen Hintergründe in einem zweiseitigen Papier zu-
sammengefasst.

Keine Dublin-Leistungseinstellung in Hamburg: In drei 
von der Gesellschaft für Freiheitsrechte unterstützten sozial-
gerichtlichen Eilverfahren hat das Sozialgericht Hamburg mit 
Beschlüssen vom 11. April 2025 (Az. S 28 AY 188/25 ER) und 
vom 17. April 2025 (Az. S 5 AY 195/25 ER und S 7 AY 196/25 
ER) die aufschiebende Wirkung von Widersprüchen gegen 
Leistungsausschlüsse in Dublin-Fällen angeordnet, die die 
Leistungsbehörde jeweils auf § 1 Abs. 4 Nr. 2 AsylbLG ge-
stützt hatte.

Die Behörde habe bereits fehlerhaft angenommen, dass es 
sich bei den von ihr erlassenen Aufhebungsbescheiden über 
die Einstellung von Leistungen um bloße Hinweisschreiben 
mit lediglich deklaratorischem Charakter handele; dies sei 
unzutreffend und widerspreche jeder Anforderung an ein 
förmliches Verwaltungsverfahren mit entsprechender 
Rechtsschutzmöglichkeit für die Betroffenen. Die Bescheide 
seien außerdem nicht ausreichend begründet, erwähnten 
insbesondere keine Rechtsgrundlage, zudem seien die Be-
troffenen nicht angehört worden. Darüber hinaus seien die 
Bescheide auch materiell rechtswidrig, weil nicht feststehe, 
dass die Ausreise der Betroffenen innerhalb von zwei Wo-
chen rechtlich und tatsächlich möglich sei, wie dies § 1 
Abs. 4 Nr. 2 AsylbLG aber voraussetze. Sofern das Bundes-
amt für Migration und Flüchtlinge dies festgestellt habe, ent-
falte eine solche Feststellung für die Leistungsbehörden 
schon keine Bindungswirkung, die Feststellungen seien aber 
auch inhaltlich falsch, weil es tatsächlich nicht feststehe, 

https://hrrf.de
https://gesetze.berlin.de/perma?d=NJRE001604916
https://gesetze.berlin.de/perma?d=NJRE001604916
https://www.bverwg.de/290824U1C9.23.0
https://www.bverwg.de/290824U1C9.23.0
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2025-N-4409
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2025-N-4409
https://www.vgh.bayern.de/mam/gerichte/bayvgh/presse/pm_-_bayvgh_grenznahe_kontrolle_eines_%C3%B6sterreichischen_staatsangeh%C3%B6rigen_im_sommer_2022_rechtswidrig.pdf
https://hrrf.de/i188.html
https://verfassungsblog.de/grenzkontrollen-deutschland-bayvgh/
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2025-N-5868
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2025-N-5868
https://www.bverwg.de/de/270225U1C13.23.0
https://www.bverwg.de/de/270225U1C13.23.0
https://www.bverwg.de/de/pm/2025/12
https://hrrf.de/i185.html
https://hrrf.de/i185.html
https://hrrf.de/i183.html
https://www.bundestag.de/resource/blob/1063574/6becc113c07a984e8da636fd3dc9cefe/Der-Vorlagebeschluss-des-Bundessozialgerichts-zu-3a-Abs-1-Nr-2-lit-b-und-Abs-2-Nr-2-lit-b-Asylbewerberleistungsgesetz.pdf
https://freiheitsrechte.org/themen/gleiche-rechte-und-soziale-teilhabe/existenzielle-not
https://freiheitsrechte.org/uploads/documents/Gleiche-Rechte/Leistungsausschluss/SG-Hamburg-Verweisbeschluss.pdf
https://freiheitsrechte.org/uploads/publications/Soziale-Teilhabe/SG-Hamburg-Beschluss-vom-17.4.2025-S-5-AY-195-ER-anonymisiert.pdf
https://freiheitsrechte.org/uploads/documents/Gleiche-Rechte/Leistungsausschluss/SG-Hamburg-Beschluss-S-7-AY-19625-ER.pdf
https://freiheitsrechte.org/uploads/documents/Gleiche-Rechte/Leistungsausschluss/SG-Hamburg-Beschluss-S-7-AY-19625-ER.pdf


hrrf.de

6

Monatsübersicht April 2025

dass gerade eine freiwillige Ausreise in den zuständigen Du-
blin-Staat möglich sei.

Leistungseinstellung mit Tücken: Wer sich schon immer 
gefragt hat, wie viele Fehler in einem sozialrechtlichen Be-
scheid über die Einstellung von Leistungen auf Grundlage 
des neuen § 1 Abs. 4 AsylbLG, d.h. wegen der Zuständigkeit 
eines anderen Dublin-Staats, eigentlich möglich sind, der 
möge einen Blick in den Beschluss des Sozialgerichts Mün-
chen vom 4. April 2025 (Az. S 52 AY 11/25 ER) werfen. Das 
Gericht bemängelte unter anderem eine fehlende Anhörung, 
eine verbotene Rückwirkung der Leistungseinstellung, einen 
Ermessensnichtgebrauch, eine Doppelgewährung von Leis-
tungen und ging außerdem davon aus, dass weder die Tat-
bestandsvoraussetzungen des § 1 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 AsylbLG 
vorlägen, weil der Betroffene Inhaber einer Duldung sei, 
noch die Tatbestandsvoraussetzungen des § 1 Abs. 4 S. 1 
Nr. 2 AsylbLG, weil das Bundesamt für Migration und Flücht-
linge nicht festgestellt habe, dass eine Ausreise rechtlich und 
tatsächlich möglich sei. Dass in dem Bescheid sowohl Kroa-
tien als auch Griechenland als zuständige Dublin-Staaten 
genannt wurden, spielte dann keine Rolle mehr, ebenso we-
nig wie die vermutliche Unions- und Verfassungswidrigkeit 
von § 1 Abs. 4 AsylbLG.

Aufenthaltsbeendigung
Abschiebungsverbot hindert Auslieferung (in anderen 
Staat) nicht: Das Oberlandesgericht Frankfurt/Main infor-
miert in einer Pressemitteilung vom 22. April 2025 über sei-
nen Beschluss vom selben Tag, in dem es die Auslieferung 
eines in Griechenland verurteilten Afghanen zur Strafvollstre-
ckung nach Griechland für zulässig hält, weil ein in Deutsch-
land bestehendes befristetes Verbot der Abschiebung nach 
Afghanistan aus humanitären Gründen der Auslieferung 
nach Griechenland nicht entgegenstehe. In einigen Medien-
berichten (siehe hier und hier) lesen sich zumindest die Über-
schriften so, als ob in dem Verfahren ein Abschiebungsver-
bot bezüglich Griechenland im Raum gestanden hätte, das 
scheint aber nicht der Fall zu sein.

Entscheidung zum Entzug von EU-Freizügigkeitsrechten 
liegt vor: In dem ersten aktuellen Verfahren zum Entzug von 
EU-Freizügigkeitsrechten in Berlin liegt nunmehr der Be-
schluss des Verwaltungsgerichts Berlin vom 10. April 2025 
(Az. 24 L 91/25) im Volltext vor (siehe bereits HRRF-Newslet-
ter Nr. 192). Eine Verlustfeststellung nach § 6 Abs. 1 Satz 1 
FreizügG/EU aus Gründen der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung erfordere zwar keine strafrechtliche Verurteilung, es 
bedürfe dann aber übereinstimmender, objektiver und ge-
nauer Anhaltspunkte, die die Stichhaltigkeit des gegen die 
betreffende Person vorliegenden Verdachts belegen könn-
ten. Könne die Ausländerbehörde ihre Feststellungen in tat-
sächlicher Hinsicht nicht auf ein rechtskräftiges Strafurteil 
stützen, habe sie insofern den zu Grunde liegenden Sachver-
halt von Amts wegen aufzuklären. Für die Annahme der er-
forderlichen schweren Gefährdung, die Grundinteressen der 
Gesellschaft berühre, genüge auch die Begehung einer Viel-
zahl von Straftaten im Bereich der Kleinkriminalität nicht.

Mutmaßlich rechtswidriger Entzug von EU-Freizügig-
keitsrechten in Berlin: Medienberichten (siehe etwa hier, 
hier, und hier) zufolge hat das Verwaltungsgericht Berlin mit 
Beschluss vom 10. April 2025 (Az. 24 L 91/25) in einem Eil-
verfahren die aufschiebende Wirkung einer Klage gegen den 
Entzug der EU-Freizügigkeitsrechte eines irischen Staatsan-
gehörigen wiederhergestellt. Es bestünden ernstliche Zwei-
fel an der Rechtmäßigkeit des Bescheids des Berliner Lan-
desamts für Einwanderung, weil die Behörde den Entzug mit 
einer Teilnahme des Betroffenen an pro-palästinensischen 
Protesten begründet habe, ihrer Amtsaufklärungspflicht aber 
nicht in ausreichendem Maße nachgekommen sei.

Insbesondere habe es die Behörde versäumt, Ermittlungsak-
ten bei der Staatsanwaltschaft anzufordern, ohne die nicht 
festgestellt werden könne, ob sich der Betroffene an straf-
rechtlich relevanten Protesten beteiligt habe. Dies wäre aber 
unerlässlich gewesen, um eine Entscheidung treffen zu kön-
nen. FragDenStaat kennt die politischen Hintergründe und 
dokumentiert unter anderem politischen Druck aus der Ber-
liner Landesregierung sowie eine anfängliche Weigerung des 
Landesamts für Einwanderung, diesem Druck nachzugeben.

Abschiebungshaft
Bundesgerichtshof informiert über geplante Afghani-
stan-Abschiebungen: In seinem Beschluss vom 16. April 
2025 (Az. XIII ZB 18/25) informiert der Bundesgerichtshof 
über geplante Abschiebungen nach Afghanistan, an deren 
Vorbereitung „intensiv“ gearbeitet werde. Gegen die Verhän-
gung einer sechsmonatigen Sicherungshaft bis August 2025 
im Anschluss an Strafhaft hatte der BGH in der Sache darum 
auch nichts auszusetzen: Der Betroffene sei für die geplante 
Abschiebung vorgesehen und es stehe nicht fest, dass er 
nicht innerhalb der nächsten Monate abgeschoben werden 
könne. Verbleibende Ungewissheiten bei der Prognose der 
Durchführbarkeit der Abschiebung gingen zu Lasten des Be-
troffenen.

Haftaussetzung bei Verstoß gegen Beschleunigungsge-
bot: Der Bundesgerichtshof hat in seinem Beschluss vom 
10. April 2025 (Az. XIII ZB 12/25) den Vollzug von Abschie-
bungshaft in einem Verfahren einstweilen ausgesetzt, in dem 
die beteiligten bayerischen Behörden offensichtlich gegen 
das Beschleunigungsgebot in Haftsachen verstoßen haben. 
In dem Beschluss, der im Wege des einstweiligen Rechts-
schutzes gemäß § 64 Abs. 3 FamFG erging, heißt es, dass 
das bayerische Landesamt für Asyl und Rückführungen die 
Beschaffung von Passersatzpapieren erst Mitte März 2025 
eingeleitet habe, obwohl es bereits Mitte Dezember 2024 ein 
entsprechendes Amtshilfeersuchen der zuständigen Auslän-
derbehörde erhalten habe.
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